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Persönliches Vorwort       
 

von Kurt-Henning Klamroth 

 

Ein Schiff ist im Hafen sicher, bloß  -  dafür ist es nicht gebaut. 

 

Verbandsfunktionäre, die unterwürfig den Regierenden huldigen, haben 

zwar ein oberflächliches Wohlwollen, bloß  -   dafür sind sie nicht gewählt. 

 

Sie sollen unabhängig von persönlichen Pfründen und Privilegien, die Interessen ihrer Mit-

glieder vertreten können. 

 

Die Erwartungshaltung von Bürgern und Interessengruppen an Parteien und Personen ist von 

ihrer politischen Heimat sehr unterschiedlich. 

Und Reaktionen von Verbänden sind besonders kritisch, wenn sie enttäuschend zur 

Kenntnis nehmen müssen, dass, ohne Not von außen,  

von Wertvorstellungen und bewährtem gesellschaftlichen Konsens und Strukturen 

Abstand genommen wird.  

 

Vor kurzem fragte mich ein bekannter Agrarpolitiker, der die Entwicklung der letzten 20 Jahr 

hautnah miterlebt hat,  ob in der offenen und verdeckten Privilegierung von Großbetriebs-

strukturen, hauptsächlich in den juristischen Personen, mittlerweile System liegt. 

 

Und in der Tat, wenn man die Problemfelder vor Augen hat, ist eine Linie unverkennbar. 

- Die Ungerechtigkeiten in der Aufarbeitung der Bodenreform gingen nahtlos in der 

Aufarbeitung des Zwangskollektivismus weiter. 

Der ehemalige Mitarbeiter des Landwirtschaftsministeriums, Dr. Kropp, kam im 

Rahmen der Bildungsveranstaltung ĂGenerationen Hochschuleñ am 03. September d.J. 

nach seinem Vortrag zu dem eindeutigen Schluss, dass es bei der Umgestaltung bei 

den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften ungerecht zuging. 

Er war selbst in die Überprüfung der LPG-Nachfolgeunternehmen integriert  

und bestätigt damit das Ergebnis der ĂBayer-Studieñ der Uni Jena: 

ĂDie Zielsetzung des LwAnpG (§ 3), nämlich die Schaffung einer vielfältig strukt u-

rierten und in jeder Hinsicht leistungsfähigen Landwirtschaft konnte nicht erreicht 

werdenñ. 

 

In unseren letzten Agrarberichten haben wir detailliert die Vorteile juristischer Perso-

nen gegenüber den Wiedereinrichtern analysiert.  

Wegen der Nichtbeibehaltung des agrarpolitischen Leitbildes des bäuerlichen Famili-

enbetriebes mussten sich die Wiedereinrichter ab 1990 einem Wettbewerbsnachteil 

von etwa 1.170 ú/ha stellen. Hinzukommen die Vermögensrechtliche Auseinanderset-

zung und das ganze Thema Altschulden darf auch nicht vergessen werden. 

  

- Die Verfügbarkeit von Staatsland, ich meine die BVVG-Flächen und die Landge-

sellschaftsflächen, ist nach wie vor so, dass auch 20 Jahre nach der Deutschen Einheit 

der weit übergroße Teil dieses Flächenpools von juristischen Personen bewirtschaftet  

bzw. dorthin privatisiert wird und wurde; und das obwohl der weit überwiegende Teil 

der landwirtschaftlichen Fläche von Haupterwerbsbetrieben beackert wird. 

 

- Das hohe Leistungsvermögen der bäuerlichen Betriebe wird nicht genügend gesell-

schaftlich gewürdigt und gefördert.  
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Trotz der Tatsache, der massiven Behinderung bei der Wiedereinrichtung der Betriebe 

und der nie existenten Chancengleichheit zu den juristischen Personen, ist es heute so, 

dass die die Einzelunternehmen, den meisten Menschen Lohn und Brot. 

 

- Es wird im politischen Rahmen bewusst ausgeblendet, dass die wirtschaftliche  Leis-

tungsfähigkeit der Haupterwerbsbetriebe deutlich höher als die der juristischen Per-

sonen ist, z.B. von durchschnittlich 70 ú/ha der JP zu 170 ú/ha der HE Sachsen-

Anhalt,  natürlich unter bereits erfolgter  Reduzierung des Eigenentnahmeanteils. 

  

Vergleicht man nur  den Gewinn in ú/ha, so  erzielen die JP 75 ú, die HE 296 ú in S/A  

und die HE in NS 601 ú /ha im statistisch abgesicherten zehn-Jahresvergleich. 

 

Übrigens, in der politischen Diskussion wurde mir immer vorgehalten, dass die hohe 

Leistungsfähigkeit der niedersächsischen Kollegen darauf zurückzuführen ist, dass in 

Niedersachsen eine hohe Veredelungsdichte herrscht. 

 

Wenn dieses Argument halten würde, dann müssten ja in den neuen Ländern die juris-

tischen Personen im Durchschnitt eine wesentlich höhere Leistungsfähigkeit als die 

Einzelunternehmen haben, weil ja immer argumentiert wird, dass die hauptsächliche 

Tierhaltung in den LPG-Nachfolgebetrieben erfolgt. 

 

Die intellektuelle Kausalkette der Argumentationen bricht immer dann ab, wenn die aus unse-

rer Sicht politische Fehlentscheidungen der letzten Jahre zu rechtfertigen sind. 

 

- Bewiesen ist, aber nie ordentlich gewürdigt wird der Fakt, dass es die Einzelunter-

nehmen sind, die einen wesentlich höheren gesamtgesellschaftlichen Anteil am Steu-

ereinkommen je ha als ihre Kollegen in den JP leisten. 

- Und nicht ordentlich gewürdigt wird auch die hohe soziale Leistungsbereitschaft für 

die Entwicklung der ländlichen Räume. 

- Es war in diesem Zusammenhang auch seinerzeit nicht möglich, unsere Bundestags-

abgeordneten und  Regierungen der neuen Länder genügend so zu sensibilisieren, dass 

der Anteil des Solidarbeitrages für die Kollegen in den alten Ländern durch Umvertei-

lung von Leistungen in der Sozialversicherung bei der Bildung eines einheitlichen 

Bundesträgers in Kassel in erträglichen Grenzen gehalten wurde. 

Die jetzt steigenden zusätzlichen Umverteilungsbeträge werden so manchem bitter 

aufstoßen, die juristischen Personen sind ja davon nicht betroffen ï  

gleichwohl entscheiden  sie ungerechterweise über den Deutschen Bauernverband in 

Kassel am Verhandlungstisch. 

Fakt wird sein, dass sehr viele Familienbetriebe nur allein  durch die neue Einteilung 

der Beitragsklassen ca. 20 % mehr Beiträge für die landwirtschaftliche Krankenversi-

cherung abführen müssen 

 

Das sind für die neuen Lªnder etwa  4 Mio. ú zu Gunsten der Betriebe in den alten 

Ländern - - Tendenz in den nächsten Jahren steigend.  

Solidarisches Handeln ist etwas anderes als durch Umverteilung laufend abgemolken 

zu werden. 

Die bäuerlichen Familien belasten die Kasse bei weitem nicht so, wie die anderen Ver-

sicherten. 

Inanspruchnahme:                     LKK ca. 2 T  ú/Vers. 

                             Gesetzliche Kassen ca.3 T ú/Vers. 
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Seit 1993 führen  wir bereits zusätzlich 50 % unseres Beitrages zur Alterskasse  an den 

Bund ab.  Diese, in unserer Geschichte und Struktur begründete, soziale Last wird wie 

selbstverständlich kassiert. 

 

- In einigen Ländern werden die Haupterwerbsbetriebe über die Prosperitätsgrenzen 

im Agrarförderprogramm ebenfalls benachteiligt.  

Wir tragen in der Sache seit November 2008 kontinuierlich substantiiert vor, und es ist 

trauriger weise zu verzeichnen, dass erhebliche mögliche Investitionen gerade im Ver-

edlungsbereich nicht getätigt wurden. 

Die landwirtschaftlichen Beratungsunternehmen haben diesbezüglich die Forderungen 

unseres Verbandes eindeutig unterstützt, weil jährlich ca.30 % Investitionen überhaupt 

nicht in Angriff genommen wurden ï bzw. die Betriebe viel härter mit der Schulterung 

des Fremdkapitals belastet wurden. 

Es ist in der Industrie und im Handwerk auch so, dass ohne Investitionsförderungen 

wenig auf den Weg kommt, unsere betroffenen  Bauern haben ihre Investitionen in 

Verzicht auf Lebensqualität bisher durchgeführt. 

 

Für die Förderperiode 2013/2014 hat das Land Sachsen-Anhalt z.B. Förderinvestiti-

onszusch¿sse bei der Fºrderung ¿ber 25.000 ú pro Vorhaben in Hºhe von 3,537 Mio. 

ú an 14 Betriebe zugesagt: davon sind 2 Wiedereinrichter und 12 Agrargenossenschaf-

ten. 

 

Analysiert man die Auswirkungen der Prosperitätsgrenzen bei 180.000 ú/Betrieb, 

dann ergibt sich nach Meinung des Landwirtschaftsministeriums Sachsen-Anhalt die 

Nichtnotwendigkeit der Unterstützung, wenn die bäuerliche Familie ca.30 000 ú im 

Jahr (je Monat 1250 ú pro Erwerbstªtiger)zur Verf¿gung hat. 

 

Besonders ärgerlich ist, dass gleichzeitig die Obergrenze der Förderung im Millionen-

bereich angehoben wurde. 

  

Die Systemlinie der Benachteiligung geht 

- über das landwirtschaftliche Sondererbrecht,  

- über die Negation des Realverbandgesetzes, 

- über die Benachteiligung bei der Ansparrücklage 

- über die Ungleichbehandlung der Überprüfungshäufigkeit im Rahmen der EU-   

 Förderung (Einzelunternehmen alle 3 Jahre,  juristische Personen alle 20 Jahre) durch 

die Landwirtschaftsämter und 

-über fehlende Unterstützung im Pflugtauschmustervertragsverfahren weiter. 

  

Wir brauchen Rechtsicherheit und keine permanenten Einzelgerichtsverfahren 

 

Aus gutem Grund haben die Vereinten Nationen das Jahr  2014 zum ĂJahr der fami-

lienbetriebenen bäuerlichen Landwirtschaftñ ausgerufen. 

Ob auch die Agrarpolitiker der neuen Länder mitmachen, konnte ich noch keiner Pres-

seerklärung entnehmen. 

 

Und wenn die Bauernverbände dann wieder die Mehrfamilienbetriebsplatte auflegen, 

sollten wir nur fordern, dass deren Familien dann mit unter unser Steuerecht fallen-

wetten, dass dann ganz schnell Ruhe ist.  

Wesentliches Element ist die Kraft, die sich aus unserem Generationsvertrag ergibt. 

Und Nachfolger für unsere Betriebe sind wahrlich genug da. 
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Warum diskutiert wird, ñdass viele landwirtschaftliche Einzelunternehmen der neuen 

Länder keinen Hofnachfolger habenñ bleibt unerfindlich, oder eben auch nicht. 

 

Was uns fehlt sind Höfe, - intelligente, gebildete selbstbewusste und fleißige Bauern-

kinder haben wir selber genug. 

 

Was wir nicht brauchen sind Glücksritter, die es letztendlich nur auf eine lächerliche 

Übernahme unseres Familienerbes und die Früchte unserer Arbeit der letzten 20 Jahre 

abgesehen haben. 

 

 

Der Markt, der so oft zitierte angehimmelte freie Markt, funktioniert nach Gesetzen und 

Richtlinien und diese Gesetze und Richtlinien werden von Menschen, hauptsächlich von star-

ken Lobbyisten gemacht. Freier Markt ist Räuberkapitalismus und die soziale Marktwirtschaft 

funktioniert ohnehin nur im nationalstaatlichen Rahmen. 

  

Das Marktdenken hat unser gesamtes Leben überformt, Familie, Beziehungen, Gesundheit, 

Politik, Recht ï alles.  

Der grundsätzliche Irrtum ist die Vorstellung, dass Märkte, wenn man sie gewähren ließe, 

auch Gerechtigkeit und Gemeinwohl produzieren. 

  

In diesem Denken liegt der verführerische Reiz, dass uns die Märkte neutrale Lösungen für 

alle Fragen des Zusammenlebens anbieten, ohne dass wir komplizierte Debatten über die 

Grundlagen des Zusammenlebens führen müssten. 

 

Uns wird immer vorgehalten, dass wir uns noch mehr als bisher an den Märkten orientieren 

müssen. 

Analysiert man die Details, stellt sich schnell heraus, dass diese Forderung über weite Teile 

lächerlich ist, weil unser Einfluss auf die Märkte verschwindend gering ist.  

Wir haben auf der einen Seite Erzeugerpreise, die zurzeit fallen und -  über einen langen Zeit-

raum betrachtet, bestenfalls konstant sind. 

Wir haben auf der anderen Seite permanent steigende Kosten bei den Betriebsmitteln,  

von Pflanzenschutzmitteln, über Dünger, Diesel und Elektroenergie;  

- die Pachten explodieren genauso wie die Belastungen für den alternativlosen Zwang Flächen 

zu kaufen. 

  

Unsere Forderung nach der Novellierung der Vergaberichtlinie der BVVG  fand keine echte 

Unterstützung und so geht das Drama ungehindert weiter;  ja es verschärft sich sogar, weil 

z.B. entgegen der politischen Willenserklärung praktisch nichts unternommen wurde, um die 

EEG Auswirkungen zu mindern. 

 

Und bis die im Koalitionsvertrag angek¿ndigte Begrenzung greift, geht noch viel Acker Ă¿ber 

die Elbeñ. 

 

Es gehört schon eine gehörige Portion Unverschämtheit und Häme dazu, zu behaupten, dass 

die Veröffentlichung der Preise der BVVG für mehr Gerechtigkeit auf dem Bodenmarkt ge-

sorgt hat. 

 

Nein, das hat nur dazu geführt, dass auch die anderen Teilnehmer am Bodenmarkt mehr und 

mehr nicht erwirtschaftbare Forderungen haben. 
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Traurig, aber wir müssen wohl weiter mit der Preistreiberei leben, es sei denn es gelingt zu-

mindest den Pachtmarkt zu befrieden und das Landpachtverkehrsgesetz durch zu setzen. 

So wies jetzt allerdings aussieht, haben die ĂBedenkentrªgerñ noch einen viel zu groÇen Ein-

fluss. 

Und dann  haben wir auch noch gerade nach der jetzigen Agrarreform  zu verzeichnen, dass 

die Beihilfen ohne jede alternativlose Not ab 2014 merklich gesenkt wurden. 

 Das schlimme ist, wir können nur noch marginal reagieren, weil die technische und züchteri-

sche Innovation ausgereizt ist  

und Produktionstechnologien und die Faktorausstattung  eigentlich schon über die Optimums-

grenze strapaziert wurde.  

 

Wie reagieren darauf die einzelnen Betriebsformen?  

Bei den Einzelunternehmen geht es nur über die Minderung der Lebensqualität oder über den 

Verzicht oder die Reduzierung von Ersatz- und Neuinvestitionen.  

Indirekt führt das zur Politikverdrossenheit und zu weniger Engagement sich für Tätigkeiten 

im gesellschaftlichen Leben einzusetzen. 

 

Warum verhalten sich die juristischen Personen und der Landesbauernverband auf einmal so 

moderat?  

Nun ganz einfach, weil die Auswirkungen dieser Agrarreform sich im privaten Portfolio der 

Gehaltsempfänger in der Geschäftsführung und im Vorstand nicht niederschlagen. 

 

Die Auswirkungen spüren zum einen die Eigner der Betriebe ï die Genossen oder die Kom-

manditäre durch verringerte Auszahlungen der Gewinnanteile bzw. der investive Bereich wird  

reduziert.    

 

Wegen der Anonymität der Betroffenheit wird aber weiter in Größenordnungen außerland-

wirtschaftliches Kapital in diese Betriebe einfließen.  

Und genau die Reduzierung dieses nichtgewollten Kapitaleinflusses hätte man quasi als Zu-

brot für das Anerkenntnis der Degression erhalten.  

 

Ich frage mich, warum Präsidenten der Bauernverbände das Verhandlungsergebnis auch noch 

loben.  Also entweder haben da einige ein ideologisches Problem und wollen es nicht verste-

hen; oder sie haben ein intellektuelles Problem und können es nicht verstehen; 

oder beides. 

 

In einer offiziellen Pressemitteilung  habe ich gelesen, dass Ănun die Betriebe Planungssi-

cherheit habenñ.  Das ist hºhnisch. Planungssicherheit haben die Betriebe auch, wenn sie gar 

nichts mehr kriegen. 

 

Bei Annahme des Degressionskompromisses wären den neuen Ländern 75 % weniger  ab-

handengekommen. 

Ich habe mir, immer wieder anhören müssen, dass die neuen Länder auf keinen Cent verzich-

ten können. 

Wir haben kein Verständnis mehr für solche Politik, mit der Degression wäre den neuen Län-

dern in der neuen Förderperiode der Verlust von ca.110 Mio. ú erspart geblieben. 

 

Es stehen 2015         37  ú /ha  

steigend in 2019  auf  53  ú/ha   gegen 

                                                   2,51 ú /ha Verlust in Rede.  
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 ĂEure Rede sei ja ja ï nein nein 

Alles andere ist vom Übelñ.- so ein Wort aus der Bergpredigt. 

 

Die politische Realität sieht anders aus. 

Gerade in der Politik ist der Komparativ die Lieblingsform vieler Akteure. 

ĂMºglicherweise, eventuell, unter Umstªnden, gegebenenfalls - sind Zusªtzeñ, die Ausdruck 

einer mangelnden Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung sind.  

Der Komparativ ist aber vor allem auch oft die Umschreibung f¿r: Ăich weiÇ es auch nicht 

genau, aber ich mºchte dazu trotzdem was sagenñ. 

 

Hoffen wir, dass die Politikosmose, also die Fokussierung in eine Richtung sich endlich jetzt 

in 2014 zum positiven für die bäuerliche Landwirtschaft entwickelt. Wir stehen trotz allem 

auch weiterhin für eine konstruktive ehrliche Einbringung von Lösungsvorschlägen zur Wei-

terentwicklung der Landwirtschaft in Sachsen-Anhalt zur Verfügung. 

 

Kurt-Henning Klamroth 

Präsident 
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Einleitung von Annekatrin Valverde   

    

  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Sie halten das aktuelle Exemplar des Agrarberichtes des  

Deutschen Bauernbundes in Ihren Händen.  

Es handelt sich mittlerweile um den fünften Agrarbericht die-

ser Art, die der Deutsche Bauernbund explizit für die neuen  

Länder  herausgibt.       Annekatrin Valverde 

Geschäftsführerin Bauern-

bund Sachsen-Anhalt 

 

Grundlage der statistischen Erhebungen sind weiterhin die  Ergebnissen der Landwirtschafts-

zählung 2010 sowie  Zahlen der Testbetriebsnetze des Bundes und der Länder und der Land-

wirtschaftliche Branchenvergleich der LAND-DATA .  Allerdings sind die Zahlen des Test-

betriebsnetzes nur bedingt aussagefähig; eine Fehlerquote ist hier eigentlich vorprogrammiert. 

 

Vergleich der LF je Betrieb nach der offiziellen Statistik und  
 der Testbetriebsnetze der Länder 

     

        neue Rechts- Statistik 2010 Testbetriebs- stat. 

Länder form alle Betriebe netz 2010/11 Fehler % 

    Anzahl ha LF 
ha 

LF/Betrieb Anzahl 
ha 

LF/Betrieb   

Sachsen-  EU ges. 

            

2.800 324.997 116       

Anhalt EU im HE 1.413 267.825 190 199 252 32 

  EU im NE 1.387 57.172 41 60 54 31 

  Personenges. 856 334.781 391 94 394 1 

  JP 563 513.308 912 90 1.393 52 

  Dav.e.G. 232 325.768 1.404 o.A. o.A.   

Sachsen               

  EU ges. 5.162 267.897 52       

  EU im HE 1.972 199.005 101 219 159 57 

  EU im NE 3.190 68.892 22 12 k.A.   

  Personenges. 513 149.263 291 59 315 8 

  JP 612 492.597 805 203 1.394 73 

  dav.e.G. 199 275.662 1.385 o.A. o.A.   

Thüringen*)               

  EU ges. 2.738 149.199 54       

  EU im HE 1.139 126.389 111 271 217 95 

  EU im NE 1.599 22.810 14 k.A. k.A.   

  Personenges. 325 116.514 359 100 379 5 

  JP 595 521.049 876 336 1.317 50 

  dav.e.G. 184 270.163 1.468 o.A. o.A.   

Brandenburg               

  EU ges. 3.932 323.765 82       

  EU im HE 1.590 247.970 156 138 271 73 

  EU im NE 2.342 75.795 32 22 51 59 

  Personenges. 652 235.367 361 54 525 45 

  JP 982 762.683 777 171 1.312 57 

  dav.e.G. 212 301.345 1.421 o.A. o.A.   
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In der vorangegangenen Tabelle wurden die Ergebnisse des Testbetriebsnetzes bzgl. des Kri-

teriums ĂLF/Betriebñ mit dem der offiziellen Statistik aus der Landwirtschaftszªhlung im Jahr 

2010 verglichen. Die Zahl der Testbetriebe entsprechen nur ca. 10 % der realen Anzahl; die 

Fehlerquote in der Angabe LF je Betrieb liegt bei über 40 % im Durchschnitt der Länder. 

 

Auch im Wirtschaftsjahr 2011/2012 wurden in Sachsen-Anhalt z.B. 507 Betriebe im Rahmen 

des Testbetriebsnetzes ausgewertet, davon wurden 375 Betriebe lt. Vorgabe an das BMEL 

geliefert;  132 Betriebe kamen zusätzlich, aus  Landesmitteln honoriert, hinzu. 

(unterschiedliche Auswertungen für Bundes- und  Landesstatistik) 

Diese 507 Betriebe entsprechen 12 % der Gesamtzahl der Betriebe in S.-Anhalt. 

 

Die Ergebnisse der Testbetriebe basieren auf den Jahresabschlüssen landwirtschaftlicher Be-

triebe, die im Rahmen der Testbetriebsbuchführung freiwillig  zur Verfügung gestellt wurden. 

Die Zahl der teilnehmenden Betriebe schwankt jährlich, da Betriebe ihre Teilnahme auch ab-

sagen (Nachteil für Vergleichbarkeit der Ergebnisse über die Jahre) 

 

Die letzte Landwirtschaftszählung mit einer Totalerhebung fand im Jahr 2010 statt; 2013 fand 

wieder eine Agrarstrukturerhebung statt (repräsentative Erhebung). Die Ergebnisse werden 

bundesweit im Laufe des Jahres 2014 veröffentlicht. 

 

Einige Analysen dieses Agrarberichtes basieren auf verbandsinternen Erhebungen und Befra-

gungen bei unseren Mitgliedsbetrieben und Einlassungen der Betriebsleiter. 

 

Die Vergleichbarkeit der Ergebnisse der LWZ ist gegenüber den Ergebnissen vorheriger 

Landwirtschaftszählungen bzw. Agrarstrukturerhebungen aufgrund unterschiedlicher Erfas-

sungsgrenzen und -kriterien oder Berechnungsmethoden eingeschränkt.  

Deshalb wurden bei einigen Auswertungen die Zeitreihen mit einem Schnitt dargestellt und 

auf die Unterschiede hingewiesen. Im Gegensatz zu Statistiken anderer Einrichtungen und 

Institute zeichnet sich dieser Agrarbericht aber durch langjährige Zeitreihen aus, die von Jahr 

zu Jahr fortgeschrieben werden sollen. 

 

Es ist allerdings nicht Anliegen dieser Arbeit, alle bereits vorhandenen Statistiken und Be-

richterstattungen wiederzugeben. Schwerpunkt des Agrarberichtes 2013 sind insbesondere 

wieder der Bodenmarkt und die Agrarreform ab 2014, Themen, die auch unsere Verbandsar-

beit in diesem Jahr geprägt haben. 

Wir erheben auch keinen Anspruch auf Abarbeitung aller agrarpolitischen Themen, sondern für 

uns waren für die gesamtgesellschaftliche Betrachtung letztendlich folgende Fragen relevant:  

 - Welche Betriebsform erwirtschaftet die höchsten Gewinne und leistet damit   

  den höchsten Anteil an Steuern je Bezugsgröße? 

- Welche Betriebsform beschäftigt die meisten Arbeitskräfte bezogen auf die Be-

zugsgröße (AK je 100 ha)? 

- Welche Betriebsform weist den höchsten Anteil am Investitionsverhalten nach und 

hat damit den größten Einfluss auf die Stabilisierung der Gesamtwirtschaft? 

- Welche Betriebsform belastet die öffentlichen Haushalte im Verhältnis zu anderen 

bei gleichen Produktionsrichtungen am gravierendsten (z.B. Zeitarbeitskräfte und 

deren Finanzierung über die Agenturen für Arbeit während der Arbeitslosigkeit)? 

- Welche Betriebsform garantiert das höchstmögliche agrarsoziale Engagement? 

- Welche Betriebsform fordert den größten Anteil an direkten und indirekten Beihil-

fen aus den öffentlichen Händen? 

- Welche Einflüsse hat politisches Handeln auf die wirtschaftliche und soziale Leis-

tungsfähigkeit? 
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Natürlich befasst sich ein Agrarbericht, der die Probleme der neuen Länder untersucht, vor-

rangig mit den Wettbewerbsunterschieden und der Leistungsfähigkeit der einzelnen Betriebs- 

und Rechtsformen. Auch nach 20 Jahren muss weiterhin an dem Thema gearbeitet werden, 

weil die Auswirkungen bis heute im gesamtgesellschaftlichen Bereich, d.h. bezüglich der 

Steueraufkommen, der Verringerung der Arbeitslosigkeit und der Entwicklung hoher sozialer 

Standards in den ländlichen Räumen auf diesen Fakt zurückgreifen.  

 

Der vorliegende Agrarbericht ist so aufgebaut, dass nach den analytischen Betrachtungen die 

Forderungen und Lösungsvorschläge zu den einzelnen Sachthemen aus der Sicht des Berufs-

standes in farblich markierten Kästchen dargestellt sind. 

 

Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik nahm einen großen Platz unserer diesjährigen 

Verbandsarbeit ein, wobei wir eine Vielzahl an Auswirkungsberechnungen zu den laufenden 

Vorschlägen und Beschlüssen durchgeführt haben. Leider ist nicht alles so gekommen, wie 

wir es uns gewünscht hätten und der jetzt gefundene sog. Kompromiss, ist mit einer erhebli-

chen Belastung für die Betriebe verbunden. 

 

An einigen Themen werden wir intensiv in diesem Jahr weiter arbeiten; wie z. B. die Ausge-

staltung der Verordnungen, insbesondere bzgl. des Greenings; auch in Sachen Düngeverord-

nung und Pflanzenschutzmittelgesetz wird einiges auf uns zukommen. 

 

AuÇerdem fehlt in dieser Ausgabe ein Kapitel ĂTierproduktionñ. Da sich in dieser Thematik 

momentan ein von uns erarbeitetes Projekt in der Endphase befindet, werden wir die Ergeb-

nisse hierzu in unserem nächsten Agrarbericht veröffentlichen. 

 

Ich bedanke mich bei allen, die mich an der Erarbeitung dieses Berichtes unterstützt haben 

und wünsche mir, dass Sie sich die Zeit nehmen, diesen Agrarbericht in Ruhe zu lesen.  

 

 

 

Quedlinburg, Februar 2014      Annekatrin Valverde 
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1. Geschichtliche Entwicklung 

1.1 Verbandsentwicklung des Deutschen Bauernbundes e.V.  

 
Nach der Wiedervereinigung haben die meisten Parteien und Verbände ihre Organisations-

struktur von den alten auf die neuen Bundesländer übertragen. Die berufsständische Interes-

senvertretung der Landwirtschaft hat sich jedoch anders organisiert. Der Deutsche Bauernver-

band konnte nur einen Teil der Landwirtschaft an sich binden, insbesondere die LPG-

Nachfolgebetriebe. Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) hat erst im 

Frühjahr 2000 ihre erste Regionalgruppe in Mecklenburg-Vorpommern gegründet.  

Der folgende Beitrag soll zum Verständnis der differenzierten Verbandsentwicklung in den 

neuen Bundesländern beitragen.  

 

In der DDR ... 

 

Im Frühjahr 1946 gründeten fünf Landes- und Provinzialverbände jeweils eine Vereinigung 

der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB). Sie wurden von den Landesregierungen als Körper-

schaften des öffentlichen Rechts anerkannt.  

Am 23. Januar 1947 erfolgte die Zusammenfassung der VdgB-Verbände in der Zentralverei-

nigung der gegenseitigen Bauernhilfe, laut Befehl der sowjetischen Militäradministration 

ebenfalls als Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

Die VdgB übernahm zahlreiche Immobilien des ehemaligen Reichsnährstandes, die vor der 

Machtübernahme der Nationalsozialisten im Eigentum des Reichslandbundes waren. Der 

Reichslandbund war eine der berufsständischen Interessenorganisationen der Landwirtschaft 

in der Weimarer Republik. 

Die VdgB sah sich zu DDR-Zeiten als sozialistische Massenorganisation, die die politischen, 

ökonomischen, sozialen und geistig-kulturellen Interessen der Genossenschaftsbauern der 

DDR vertreten sollte. 

Am 9. März 1990 wurde die VdgB auf dem Bauerntag in Suhl in Bauernverband e.V. der 

DDR umbenannt. Landesbauernverbände wurden neu eingerichtet. Sie wurden Mitglieder im 

Bauernverband der DDR. Zum Verbandspräsidenten wurde Karl Dämmrich gewählt. Vize-

präsident wurde Werner Gutzmer, vormals Präsident des Landesbauernverbandes Sachsen-

Anhalt. ĂZu Beginn des Bauerntages hatte sich der 1. Sekretªr des Zentralvorstandes der 

VdgB, Manfred Scheler, nachdrücklich für ein Fortbestehen der LPG unter den Bedingungen 

der sozialen Marktwirtschaft eingesetzt. Dies sei die einzige Möglichkeit, im harten Konkur-

renzkampf zu bestehen. Vor einer überstürzten Eingliederung der DDR-Landwirtschaft in das 

Wirtschaftssystem der Bundesrepublik sei zu warnen; dies hätte unübersehbare wirtschaftli-

che und soziale Konsequenzen. Eine plötzliche Auflösung der LPG und ein Übergang zur 

einzelbäuerlichen Landwirtschaft wäre der schnelle Tod für die DDR-Landwirtschaft. Der 

Erhalt des genossenschaftlichen Eigentums sei also ein grundlegendes Ziel, das aber auch 

andere Formen des Eigentums einschließe. Als wichtigstes Ziel des Bauerntages stellte Sche-

ler heraus, die Einheit der Bauernschaft zu wahren und zu festigen und jedem Versuch der 

Spaltung eine endg¿ltige Absage zu erteilen.ñ  

Ungeachtet dessen gründeten mehr als 500 Vertreter wenige Wochen später - im Juni 1990 ï 

den Verband Deutscher Landwirte (VDL), einen Interessenverband privater Bauern, Wieder- 

und Neueinrichter. Dieser Verband lehnte eine Zusammenarbeit mit dem Bauernverband der 

DDR aufgrund der grundsätzlichen anderen Interessenslage ab. 
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... und danach 

Für die beiden neuen Interessensverbände gab es ungleiche Startvoraussetzungen. Während 

sich die Verbände der privaten Bauern aus eigener Kraft finanzieren mussten, konnten die 

ostdeutschen Landesbauernverbände auf das VdgB-Vermögen zurückgreifen. 

 

Die im Abschlussbericht der Unabhängigen Kommission Parteienvermögen dargestellten 

Finanzströme bedürfen aber nach wie vor der Aufklärung. 

Es ist noch nicht geklärt, an welche Landesverbände die Beiträge geflossen und wie diese 

verwendet worden sind. Dies betrifft insbesondere die Finanzströme der Jahre 1990 und 1991. 

Der Abschlussbericht gibt auch keine Antwort, auf welcher Rechtsgrundlage die einvernehm-

liche Lösung zur Beendigung der treuhänderischen Verwaltung des dezentralen Vermögens 

der VdgB erfolgte. Die Verbände der privaten Bauern wurden hierbei nicht berücksichtigt. 

Mit dieser Ăeinvernehmlichen Lºsungñ verzichteten der Bauernverband der DDR e.V. i.L. 

und die Landesbauernverbände auf die wieder zur Verfügungsstellung des dezentralen Ver-

mögens der VdgB, insbesondere der Immobilien. 

 

Weiterer Bestandteil dieses ĂDealsñ war die ¦bertragung von 946 Eigentumsgrundst¿cken 

der VdgB im Wert von 10,72 Mio. DM auf die Bodenverwertungs- und Verwaltungsgesell-

schaft (BVVG). 

 

Die Landesbauernverbände haben mit der Übertragung von 2,5 Mio. DM Immobilien gekauft. 

Das Angebot an die Verbände der privaten Bauern, als Untermieter dort einzuziehen, konnte 

nicht akzeptiert werden.  

 

Der Deutsche Bauernverband hat anfangs versucht, die unterschiedlichen berufsständischen 

Verbände zusammenzuführen.  

Als jedoch 1991 klar wurde, dass dies scheiterte, hat er die aus den VdgB hervorgegangenen 

Landesbauernverbände bei sich aufgenommen. Damit wurde von Seiten des DBV ein deutli-

ches, politisches Signal gesetzt. 

 

Die Verbände der privaten Bauern haben sich aufgrund fehlender finanzieller Mittel und we-

gen der vereinigungsbedingten ĂUnerfahrenheitñ in der Verbandsf¿hrung sehr unterschiedlich 

entwickelt. Zwar haben sich 1990 in allen fünf neuen Bundesländern Gruppierungen und 

Verbände der privaten Bauern gegründet. Dem Verband Deutscher Landwirte ist es jedoch 

nicht gelungen, diese Verbände zu bündeln. In Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen 

haben sie beispielsweise zunächst mit den dortigen Landesbauernverbänden enger zusammen 

gearbeitet. Der Verband Deutscher Landwirte hat sich ab 1993 in den Deutschen Landbund 

integriert. 
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Der Deutsche Landbund als länderübergreifender Dachverband  

 

Am 15. Januar 1991 wurde in Leipzig der Deutsche Landbund gegründet. Im gehörten Ver-

bände aus vier Ländern an: Sachsen-Anhalt (Landvolkverband), Sachsen (VDL), Brandenburg 

(VDL Prignitz) und Thüringen. 1995 wurde in Mecklenburg-Vorpommern der Landbund 

Mecklenburg-Vorpommern gegründet. 

 

Der Deutsche Bauernverband hielt den Verbänden der privaten Bauern bis zum 30. Juni 1992 

die Option offen, durch Zusammenschluss mit den Landesbauernverbänden Mitglied im DBV 

zu werden. In Thüringen gab es zunächst einen Einheitsverband. Im Juni 1992 gründete sich 

jedoch der Verband unabhängiger Bauern und Landeigentümer Thüringens. Er wurde Mit-

glied im Deutschen Landbund. Vor allem die gegensätzlichen Interessen im Rahmen der 

Vermögensauseinandersetzung hatten in Thüringen zum Bruch des Einheitsverbandes ge-

führt. 

 

Zu erheblichen Meinungsverschiedenheiten innerhalb des Deutschen Landbundes kam es bei 

der Vorbereitung der Gründung des Hilfsfonds-Ost. Obwohl der Vorstand einen entgegenge-

setzten Beschluss gefasst hatte, stimmte der damalige Präsident Dieter Tanneberger im No-

vember 1993 der Satzung des Hilfsfonds-Ost zu. Diese Satzung schrieb das Stimmenverhält-

nis im Beirat zu Ungunsten der Verbände der privaten Bauern fest. Der Landvolkverband 

Sachsen-Anhalt verließ daher im März 1995 den Deutschen Landbund. Aufgrund der Diffe-

renzen mit Herrn Tanneberger hat sich in Sachsen eine Gruppe aktiver Bauern vom VDL 

Sachsen abgespalten und den Landbund Sachsen gegründet. Der Zersplitterung der Verbände 

der privaten Bauern wurde erst im Herbst 1998 entgegengewirkt, als Dieter Tanneberger vom 

Vorstand des Deutschen Landbundes die Kündigung erhielt. Der Landbund Mecklenburg-

Vorpommern ist im November 2000 im DBB Mitglied geworden. 

 

Ebenfalls 1998 scheiterte der Versuch des Präsidenten des Landvolkverbandes Sachsen-

Anhalt, Kurt-Henning Klamroth, den neu gewählten Präsidenten des Deutschen Bauernver-

bandes Gerd Sonnleitner zur Zusammenarbeit mit den Verbänden der privaten Bauern zu be-

wegen.  

Im November 1998 wurde dann die Arbeitsgemeinschaft der privaten Bauernverbände Ost-

deutschlands gegründet.  

Aus dieser wiederum entstand im Juni 1999 der Deutsche Bauernbund. 
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Warum es bis heute keinen Einheitsverband gibt: 

1. Die Landesbauernverbände haben nach unserer Meinung oft noch bis heute in Struktu-

ren und Personen als Nachfolge des VdgB keine politische und moralische Legitima-

tion, eine Interessenvertretung der enteigneten und zwangskollektivierten Bauern bzw. 

deren Nachfolgern (hauptsächlich Erben) zu sein. 

2. Die Mitgliedsverbände des DBB haben ein straffes agrarpolitisches Leitbild, sie ver-

treten die Interessen der bäuerlichen Landwirtschaft, die in der Regel auf Familienbe-

trieben basiert. 

3. Die Betriebsformen bäuerliche Landwirtschaft und Agrarindustriebetriebe haben di-

vergierende wirtschaftliche Interessen.  

4. Alle Versuche, in Sachthemen ehrlich und verlässlich zusammen zu arbeiten, sind seit 

der ĂWarberger Erklªrungñ vom 16. Juli 1990 bis heute an der ĂNagelprobeñ geschei-

tert. 

5. Der Deutsche Bauernbund steht dem Zeitgeist der ungehemmten globalen Liberalisie-

rungspolitik außerordentlich kritisch gegenüber. 

Historisch und aktuell ist bewiesen, dass die Fragen der Eigenhaftung, der Bodenstän-

digkeit und Ortsansässigkeit, des Generationsvertrages, des Bekenntnisses zum Schöp-

fungsgedanken und vor allem der Kapitalverteilung essenzielle divergierende Zielset-

zungen der bäuerlichen Landwirtschaft zur industriellen landwirtschaftlichen Produk-

tion darstellen.  

6. Der Deutsche Bauernbund wehrt sich konsequent gegen eine politisch motivierte Be-

griffsverfälschung, weil die Auswirkungen auf gesetzgeberische Akte und deren Um-

setzungen in Verordnungen zwangsläufig oft historische Wahrheiten konterkarieren 

und notwendigerweise oft zu falschen politischen Entscheidungen führen müssen.  

 

 

1.2 Warum juristische Personen keine Mehrfamilienbetriebe sind 

 
Bereits in der  Diskussion um die Weiterentwicklung der Gemeinsamen Agrarpolitik in der 

Europäischen Union ab 2013 brachten einige Landesregierungen der neuen Länder und die 

Landesbauernverbände, hochnotpeinlicherweise auch der Deutsche Bauernverband, wieder 

den Begriff ĂMehrfamilienbetriebñ ins Spiel.  

 

Auch aktuell, nachdem die Vereinten Nationen das Jahr  2014 zum ĂJahr der familienbetrie-

benen bäuerlichen Landwirtschaftñ ausgerufen haben, kommt der willkommene Begriff der 

ĂMehrfamilienbetriebeñ wieder in die Diskussion. 

 

Dass die Agrargenossenschaften eben keine ĂMehrfamilienbetriebeñ sind, hat der Deutsche 

Bauernbund in Zusammenarbeit mit Juristen und Steuerexperten bereits in den vorangegan-

genen Agrarberichten erläutert und dies soll im folgenden aufgrund der aktuellen Brisanz des 

Themas auch nochmal dargestellt werden. 

 

Nachdem in der Diskussion um die Reduzierung der Agrarsubventionen in Abhängigkeit von 

der Beihilfenhöhe alle betriebswirtschaftlichen, agrarsozialen und gesamtgesellschaftlichen 

Argumente eindeutig zugunsten (auch wieder aus den Ergebnissen nach den letzten Statisti-

kerhebungen) der bäuerlichen Landwirtschaft ausgehen, ist die Verwendung des Begriffes 

ĂMehrfamilienbetriebeñ der hoffentlich untaugliche Versuch, von der grºÇten Eigentumsver-

schiebung seit hunderten von Jahren abzulenken. 

Gleichzeitig soll eine gewisse Gleichstellung zwischen juristischen Personen und bäuerlichen 

Betrieben in den Rechtsformen der Einzelunternehmen und der GbR insofern erreicht werden, 
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als dass in den juristischen Personen doch eigentlich viele Familien glücklich zusammenar-

beiten und sich den Gewinn teilen. 

 

Der Deutsche Bauernverband hat unverständlicherweise die Interessensvertretung für die ag-

rarindustrielle GroÇlandwirtschaft in den neuen Lªndern ¿bernommen und Ărief damit Geis-

ter, die er nun nicht wieder los wirdñ. Die Augenwischerei ĂMehrfamilienbetriebñ geht haupt-

sächlich auf die Rechtfertigung seiner agrarpolitischen Fehlentscheidungen in der Wende zu-

rück. 

Danach sollte es so sein, dass viele zwangskollektivierte Bauern sich freiwillig vorrangig zu 

Agrargenossenschaften umwandeln oder neu zusammenschließen, sich einen Vorstand wäh-

len, der dann eine Geschäftsführung einsetzt und damit die Wertschöpfung aus der landwirt-

schaftlichen Produktion auch bei den Eigentümern des Grund und Bodens ankommt. 

 

Jeder, der mit der Materie einigermaßen vertraut ist, müsste den Akteuren der Begriffs-

schöpfung Mehrfamilienbetriebe für juristische Personen eine eindeutige Abfuhr erteilen und 

sich einen derartigen unverschämten zynischen Angriff auf die eigene Sachkompetenz verbit-

ten. 

Die juristischen Personen werden, obwohl sie eine wesentlich geringere wirtschaftliche und 

soziale Leistungsfähigkeit als die Einzelunternehmen haben, im Steuerrecht privilegiert, d.h. 

die Steuern der juristischen Personen fallen bezogen auf den bewirtschafteten Hektar Fläche 

wesentlich geringer aus (etwa 20 % der Steuern die die Einzelunternehmen aufbringen). 

 

Die Führungskräfte der LPG-Nachfolgeunternehmen haften in der Regel nicht für ihr Tun und 

Lassen.  

Wenn sie persönliches Eigentum an landwirtschaftlicher Nutzfläche haben, werden diese Flä-

chen in aller Regel an ihr Unternehmen verpachtet und nicht als Haftungsmasse eingelegt. 

 

Einkommensdepressionen haben in aller Regel keinen Einfluss auf das Gehalt der Geschäfts-

führung und des Vorstandes  

(das ist im Übrigen auch der Grund, weshalb die LPG-Nachfolgeunternehmen so relativ ruhig 

die Abschmelzung der Agrarsubventionen durch den deutschen Sonderweg hingenommen 

haben). 

 

Bei den Einzelunternehmen geht das gesamte Vermögen in die Haftungsmasse und insofern 

ist auch eine besondere Förderung der Junglandwirte, die sich diesem Risiko stellen investiti-

ons- und produktionsseitig gerechtfertigt. 

 

 

1.2.1  Wie entstand das Vermögen der LPG-Nachfolgebetriebe? 

Zu DDR-Zeiten wurde der weit überwiegende Teil der Bauern zwangskollektiviert. 

Nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz musste auf der Grundlage der Bilanz das 

Vermögen zur Wende personifiziert werden. 

D.h. den zwangskollektivieren Bauern stand auf der Grundlage ihres eingebrachten 

Betriebsvermögens (Inventarbeitrag), auf der Grundlage der eingebrachten Flächen 

(rückwirkende Pachtzahlung mit 3,00 DM je Bodenpunkt und Jahr) und auf der 

Grundlage der geleisteten Arbeit ein Anspruch zu. 

 

Auf der Grundlage von wissenschaftlichen Untersuchungen und nach verbandsinter-

nen Recherchen sind aber bestenfalls im Durchschnitt nur max. 30 % dieses Anspru-

ches zur Auszahlung gekommen.  

Damit ist in den verbliebenen Betrieben erhebliches Kapital angehäuft wurden. 
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Nach der Novellierung des Genossenschaftsrechtes war es möglich, dass die nicht 

ausgeschiedenen LPG-Mitglieder (Genossen) Anteile zeichnen. 

Oft wurde das so praktiziert, dass die theoretischen und nicht zur Auszahlung gekom-

menen Anspr¿che dann wieder in das umgewandelte Unternehmen als ĂNennbetrag 

des Geschªftsanteilsñ o.ª. eingelegt wurden.  

Die Summe dieser Einlagen entsprach dem gesamten Stammkapital und wurde dann 

prozentual als Gesellschafteranteil (Genossenschaftsanteil) bewertet.  

Durch die nicht ordnungsgemäße Vermögensauseinandersetzung ist es nun zu der Si-

tuation gekommen, dass dieser prozentuale Anteil als Geschäftsanteil mittlerweile zur 

Wertung des Eigentums am Gesamtbetriebsvermögen herangezogen wird.  

 

Ein real existierendes Beispiel:  

Ein verbleibender Genosse (o. Gesellschafter)  hat 9.200,00 ú Nennbetrag als Gesell-

schaftsanteil gezeichnet. Der Gesamtbetrieb hatte ein Stammkapital von  

70.800 ú , damit betrªgt der Gesellschaftsanteil dieses Gesellschafters 12,9 % .  

Der Wert des Betriebes betrªgt aber insgesamt 5,5 Mio. ú, sodass der aktuelle Wertan-

teil bei 709.500 ú liegt. D.h., dass oftmals noch imaginªr entstandene Kapital hat sich 

in diesem real existierenden Beispiel ver - 77-facht. 

 

Durch die Vereinfachung des Genossenschaftsrechtes (zur Zeit müssen nur noch 3 Genossen 

ï früher 7 ï die Genossenschaft tragen) war es sehr einfach, die Besitzverhältnisse dieser Be-

triebe neu zu strukturieren. 

Das funktionierte in aller Regel so, dass imaginäre Abfindungsansprüche, oft von den Kadern 

und ihren begünstigten wieder in die Betriebe eingelegt wurden.  

Damit stellt sich zur Zeit ein völlig anderes Bild dar, als öffentlich verlautbart. 

Diese Führungskräfte halten unterschiedliche Anteile an den Gesellschaften, was nichts ande-

res heißt, als das einigen wenigen es sehr leicht gemacht wurde, sich große Teile des Be-

triebsvermögens in ihr persönliches Eigentum zu bringen.  

Auffällig sind auch die unzähligen Verquickungen zwischen Vorständen, Geschäftsführern 

und Gesellschaftern mit anderen Betriebsteilen oder anderen Betrieben.  

Es muss traurigerweise resümiert werden, dass diese Damen und Herren Ădie eigentlichen 

Kriegsgewinnler der Deutschen Einheitñ sind.  

 

1.2.2  Ist ein LPG-Nachfolgeunternehmen ein Mehrfamilienbetrieb? 

- In den juristischen Personen, nach wie vor hauptsächlich eingetragene Genossenschaf-

ten, arbeitet in der Regel nur 1 Person aus einer Familie. 

Diese Person hat oft ihr Eigentumsland nicht in die juristische Person eingebracht, 

sondern an seinen Betrieb verpachtet.  

Wenn er dann auch noch seine Ansprüche als Gesellschafter wieder eingelegt hätte, so 

hätte er eigentlich 3 Rechtsverhältnisse mit seinem Betrieb: Er ist Arbeitnehmer, er ist 

Verpächter und er hätte ein Kapitalverhältnis. 

- Der Bauer in einem wirklichen Familienbetrieb finanziert seinen Lebensunterhalt aus 

dem Gewinn seines Betriebes. 

- Die Haftungsfrage ist ein grundsätzliches Unterscheidungsmerkmal zwischen echten 

Mehrfamilienbetrieben und juristischen Personen, 

z.B. hat ein real existierender Betrieb 49 Mitglieder. Die Gesamthaftungssumme der 

Mitglieder betrªgt 50.106 ú, wªhrend die Aktivseite 2.25 Mio. ú ausweist. 

- Der Bauer in einem Familienbetrieb haftet für sein Tun und Lassen selbst. Er trägt die 

Kapitalverantwortung, er nimmt Grundschulden und Kredite bei Kreditgebern auf und 

sichert diese Kredite mit Eintragungen in die Grundbücher seines Vermögens.  
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- Aus dem Gewinn muss der Ăechte Mehrfamilienbetriebñ die Kosten f¿r seine Lebens-

haltung, seine Soziallasten und die Tilgung des Fremdkapitals finanzieren. 

- Die ĂgrºÇerenñ echten Familienbetriebe beschªftigen nat¿rlich auch Angestellte, Ar-

beitnehmer und Auszubildende. Diese werden aber aus dem Betriebsvermögen finan-

ziert und nur der Bauer (Betriebsleiter) trägt das unternehmerische Risiko.  

- Die in den Agrarkapitalgesellschaften beschäftigten Lohnempfänger (Arbeitnehmer, 

Angestellte, oft Gewerkschaftsmitglieder) tragen kein betriebliches Risiko und leisten 

keinen Beitrag zur Finanzierung des Arbeitsplatzes (Dr. Werner Kuchs).  

- Nach Aussage des VDL hat im Jahre 2001 das Landwirtschaftsministerium des Frei-

staates Sachsen in einem Erlass festgestellt, dass unter ĂMehrfamilienbetriebenñ nur 

ĂGesellschaften b¿rgerlichen Rechts und nicht juristische Personenñ verstanden wer-

den dürfen.  

Das gesamte Steuerrecht unterscheidet grundsätzlich zwischen Einzelunternehmen 

und juristischen Personen. 

Während die Einzelunternehmen Einkommenssteuer bezahlen, muss eine juristische 

Person nur Körperschafts- und Gewerbesteuer leisten (das allein ist bei 30 % des er-

wirtschafteten Gewinnes der juristischen Personen schon eine steuerliche Besserstel-

lung).  

 

Der steuerliche Unterschied macht sich gerade auch beim Kauf von landwirtschaftli-

chen Flächen bemerkbar. Der echte Familienbetrieb finanziert seinen Ackerkauf aus 

dem versteuerten Einkommen. Die juristische Person leistet aus ihrem Gewinn Ge-

werbe und Körperschaftssteuer und kann, wenn genügend Liquidität vorhanden ist, 

mit diesen Mitteln landwirtschaftliche Flächen erwerben. Der große Unterschied liegt 

darin, dass die Löhne und Gehälter bei den juristischen Personen als Kosten schon 

vorher abgegangen sind und sich somit auch noch steuerlich günstig auf den Betriebs-

gewinn (Reduzierung der Steuern) ausgewirkt haben. Dagegen muss der echte Fami-

lienbetrieb aus dem Betriebsgewinn seinen Lebensunterhalt bestreiten.  

- Damit bleibt festzustellen, dass in den juristischen Personen die Arbeit letztendlich 

nach einer Geschäftsführer-Landarbeiterstruktur aufgebaut ist. 

Einige Landeigentümer haben als Verpächter das Land an den Betrieb verpachtet, in 

dem sie auch arbeiten. Die meisten Landeigentümer haben aber mit dem Unternehmen 

ein reines Pachtverhältnis.  

- Die ĂGenossenñ haben nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz den unter Pkt. 1 
beschriebenen Vermögensanspruch sich nicht auszahlen lassen, sondern als Genossen-

schaftsanteil wieder eingelegt und sich damit einen Vermögensanteil am Gesamtun-

ternehmen gesichert.  

Dabei dürfte aber eine grundsätzlich andere Herangehensweise an den Tag gelegt 

worden sein, als bei den ehemaligen LPG-Mitgliedern, die ihre Vermögensanteile an 

der ehemaligen LPG ausgezahlt haben wollten und ihre Flächen an einen anderen Be-

trieb verpachtet hatten.  

Es ist eben einfacher, einen Vermögensanteil imaginär zu personifizieren und einzule-

gen, als Ăzwischen Daumen und Zeigefingerñ wirklich was zur Auszahlung zu brin-

gen.  

Während im offiziellen Bundesanzeiger die Gesellschaftsverhältnisse für die GmbH, 

mbH u.ä. öffentlich gemacht werden, haben ab 2006 die Genossenschaften die Liste 

der Genossen nicht mehr beim Genossenschaftsregister einzureichen. Diese Liste muss 

nur noch in der Genossenschaft vorliegen.  

- Problematisch ist auch der agrarsoziale Aspekt durch die Tätigkeit der Betriebe. Im 

statistischen Durchschnitt bewirtschaften z.B. die juristischen Personen in Sachsen-

Anhalt ca. 1.200 ha (wobei es Betriebe mit 12.000 ha gibt). Ein Dorf hat aber im Re-
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gelfall nur ca. 1.000 ha landwirtschaftliche Nutzfläche, d.h. diese Vorstände und Ge-

schäftsführer haben einen beherrschenden Einfluss auf das gesamtgesellschaftliche 

Leben. Diese Ergonomie sollte eigentlich längst der Vergangenheit angehören.  

In ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit liegen die juristischen Personen deutlich 

unter der Leistungsfähigkeit der bäuerlichen Betriebe, die Bauern in den neuen Län-

dern erwirtschaften etwa das 5-fache an bereinigtem Gewinn ú je ha. 

- Gesellschaftspolitisch stellen diese Betriebe ebenfalls eine erhebliche  Belastung dar, 

weil es vorrangig in diesen Betriebsformen gang und gäbe ist, die Mitarbeiter zu den 

nicht benötigten Arbeitszeiten zu entlassen und so dezidiert wieder einzustellen, wie 

sie für die Realisierung der landwirtschaftlichen Tätigkeit gebraucht werden.  

Folgte man dem Argument der sog. ĂMehrfamilienbetriebeñ wªre es sehr problema-

tisch, Eigentümer der Betriebe zu entlassen und wieder einzustellen.  

Es handelt sich aber eben nicht um Eigentümer sondern um normale Arbeitnehmer. 

Diese Tätigkeit belastet nach verbandsinternen Recherchen die öffentlichen Haushalte 

zusªtzlich mit 10 Mio. ú, wªhrend im Vergleich dazu die Landwirtschaftsbetriebe in 

den alten Ländern keine signifikanten saisonbedingten Entlassungen durchführen.  

- Als Argument wird zielorientiert auch in der theoretischen Aufteilung der Subventio-

nen falsch vorgetragen. Es entspricht schon dem Tatbestand der statistischen Manipu-

lation, wenn argumentiert wird, dass  sich viele Bauern die Subventionen z.B. in den 

juristischen Personen teilen, während die bäuerlichen Betriebe die Subventionen ihren 

Familien zukommen lassen können, weil: 

 

o Die vorstehende Aussage zum Saisonarbeitseinsatz der Landarbeiter einen sol-

chen statischen Vergleich nicht möglich macht 

o Das Steuerrecht zur Zeit wesentlich höhere Belastungen den bäuerlichen Be-

trieben auferlegt als den juristischen Personen 

o Agrarsubventionen gehen genauso ins Einkommen der Betriebe wie der Erlös 

aus dem Verkauf landwirtschaftlicher Produkte. 

Wenn dieses vom Deutschen Bauernverband immer wieder vorgetragene Ar-

gument greifen würde, dann müssten sich folgerichtig auch nur die Gesell-

schafter die Subventionen anteilig anrechnen lassen. 

 

 

1.2.3       Was ist ein Bauer? 

 

ü Ein Bauer ist ein Landwirt, der eigenen oder/und gepachteten Grund und Boden selbst 

und meist auch durch die Arbeit seiner Familie bewirtschaftet. 

Der Landwirt dagegen bearbeitet zur Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte Grund 

und Boden als Verwalter, Pächter oder als Siedler. 

Der Begriff Bauer ist Kennzeichnung eines Besitzverhältnisses im Gegensatz zum Be-

griff des Landwirtes, der eine bildungs- und Beschäftigungscharakterisierende Größe 

darstellt. 

ü Bauer heißt nur, der Selbsthaftende Eigentümer eines Hofes. Damit ist jeder Bauer ein 

Landwirt, aber bei weitem noch nicht jeder Landwirt ein Bauer. 

ü Die Einkommensverteilung ist klar geregelt, derjenige, der das praktische Sagen hat, 

trägt auch die Kapitalverantwortung. 

Die bäuerlichen Betriebe verfügen heute in aller Regel über ein hohes Know-how. Sie 

sind sehr schnell in der Lage, optimal zu reagieren, auf das Optimale kommt es an, nicht 

auf das Maximale. 

 

Bäuerliches Denken ist stabilisierendes Denken, weil es in Generationen erfolgt. 
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Die Bauern sind ein selbstbewusstes, stolzes und konservatives und dennoch innovatives 

Element unserer Gesellschaft. 

Konservativ heiÇt eben nicht: ĂBewahrung der Asche, sondern die Weitergabe des Feu-

ers!ñ 

Sie haben seit Jahrtausenden Erfahrungen im Umgang mit den Elementen ï wissen um ih-

re Gefährdung, aber auch um ihre Gesetzmäßigkeiten wie um ihre Anforderungen. 

Der Erhalt einer über Jahrtausende entstandenen Kulturlandschaft kann nur mit der 

Denkweise und Mentalität bäuerlicher Strukturen garantieren. 

 

 

1.2.4  Was ist industrialisierte Landwirtschaft? 

 

Die industrialisierte Landwirtschaft zeichnet sich aus durch: 

 

ü Bodenungebundene Produktion, d.h. keine Flächenbindung zu Acker und Grünland                     

(Entsorgungsverträge führen nicht zu einer bodengebundenen Produktion). 

ü Keine oder wenige innerbetriebliche Kreisläufe, d.h. keine eigene Futterversorgung 

und keine eigenen betrieblichen Nährstoffkreisläufe. 

ü Keine Bewirtschaftung von einer Hofstelle mit eigenständigen Wohn- und Wirt-

schaftsgebäuden. 

ü Keine Bewirtschaftung durch unmittelbar eigenverantwortliche Leitung des Betriebs-

inhabers oder eines Familienangehörigen auf eigene Rechnung und eigenem Unter-

nehmerrisiko. 

ü Starke Organisationsverflechtung mit Holding-Töchtern. Beteiligung an mehreren Be-

trieben. 

ü Abschluss von Lohnmastverträgen. 

ü Starke Verflechtung bzw. Abhängigkeit mit einem hochspezialisierten  vor- und nach-

gelagerten Bereich. 

 

Die Abgrenzung zur industrialisierten Landwirtschaft ist nicht alleine mit der Anzahl der 

Hektar oder Tierbestandshöhen zu fassen.  

Nicht jede Agrargenossenschaft ist industrialisierte Landwirtschaft. Doch viele Agrargenos-

senschaften bzw. die juristischen Personen in den neuen Bundesländern zeichnen sich durch 

Kriterien der industrialisierten Landwirtschaft aus. 

Nicht jeder selbständig wirtschaftende Betrieb ist auch ein bäuerlicher Betrieb. Doch die 

meisten selbständigen Betriebe wirtschaften nach bäuerlichen Prinzipien. 

 

 

 

1.3 LPG-Umwandlungen in den neuen Bundesländern 
 

Auch nach über 20 Jahren ist das Thema nach wie vor aktuell und verdient eine Würdigung 

im Agrarbericht. Gerade das Ergebnis der Tätigkeit der Enquete-Kommission ĂNachwende-

zeitñ im Land Brandenburg hat in ihrem Gutachten zur Entwicklung der Landwirtschaft nach 

1990 wissenschaftlich bestätigt, dass die angeblich gewachsenen Agrarstrukturen nichts ande-

res sind als ein Ergebnis politischer Begünstigung der Großbetriebe. 

 

Eine wesentlicher Bestandteil des Gutachtens sind auch hier die Untersuchungen von Prof. 

Dr. Bayer der Friedrich-Schiller-Universität Jena, mit dem wir bereits seit 2002 zusammen-

arbeiten. Letztendlich kommen alle Gutachten zum gleichen Ergebnis. 
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1. Forschungsprojektes unter dem Thema ĂDie Rechtsprobleme der Restrukturierung 
landwirtschaftlicher Unternehmen in den neuen Bundeslªndern nach 1989ñ  

  

Nachfolgend werden die Kernaussagen dieser wissenschaftlichen Studie dargestellt. 

Vortrag von Prof. Dr. Bayer am 26.07.02 in Jena.  

 

Vorstellung der Ergebnisse seiner Analyse: 

 

Å ĂDer zur Rechtskontrolle berufene Registerrichter war somit ¿berhaupt nicht in der 
Lage, die Gesetzmäßigkeit der LPG-Umwandlung zu ¿berpr¿fenñ 

 

Å ĂSo fehlte etwa hªufig die Abschlussbilanz oder auch der Umwandlungsberichtñ 

 

Å ĂEin verbreiteter Vorwurf lautet, dass sich die LPG-Nachfolger auf Kosten der ausge-

schiedenen LPG-Mitglieder bereichert hätten, weil die festgesetzten und auch ausbe-

zahlten Abfindungen teilweise weit geringer gewesen seien, als vom Gesetz vorgese-

hen. 

Diese MutmaÇung wird durch unsere Untersuchung in doppelter Weise bestªtigt.ñ 

 

Å ĂAuch heute noch wird die These verbreitet, dass zwar die LPG-Umwandlung als sol-

che hier und da fehlerhaft gewesen sei, jedoch die Aufteilung des LPG-Vermögens im 

Großen und Ganzen den gesetzlichen Vorgaben entsprochen habe. 

Diese Behauptung wird allerdings durch unsere Untersuchung eindeutig widerlegt. 

Ich formuliere jetzt ganz bewusst: Die durchgeführten Überprüfungen waren teilweise 

das Papier nicht wert, auf dem sie geschrieben wurden! 

Ihre Wirkung war dagegen verheerend: Sowohl der Öffentlichkeit als auch den politi-

schen Entscheidungsträgern wurde auf diese Weise die Information vermittelt, dass 

kein Handlungsbedarf besteheñ. 

 

Å ĂWir kommen nªmlich zu dem Ergebnis, dass die Mehrzahl aller Abfindungen nicht 
in der gesetzlich vorgeschriebenen Weise festgesetzt und abgewickelt wurde. Viel-

mehr haben sich die LPG-Nachfolger im Regelfall auf Kosten der ausscheidungswilli-

gen LPG-Mitglieder zu Unrecht bereichert.ñ 

 

Å Ă So war insbesondere die unzulªssige Bildung von R¿cklagen erkennbar. Ein solcher 
Entzug von Eigenkapital erfolgte besonders häufig in Thüringen, nämlich in 73 % al-

ler Umwandlungen, die nach dem LwAnpG von 1991 vorgenommen wurden.ñ 

 

Å ĂAuch in Dessau, Schwerin und Potsdam wurden nach Stichproben ca. 2/3 des Eigen-

kapitals von vornherein der Zuordnung auf die LPG-Mitglieder entzogen.ñ 

 

Å ĂDas eingebrachte Inventar wurde hªufig nicht im gesetzlich vorgeschriebenen Um-

fang zurückgewährt. 

Insbesondere in Thüringen war statt einer Umrechnung in DM im Verhältnis 1:1 eine 

Umrechnung 2:1 verbreitet, was eine unzulässige Halbierung der Inventarbeiträge be-

deutet.ñ 

 

Å "In der Summe ergibt sich somit das Ergebnis, dass in mehr als der Hälfte aller LPG-

Umwandlungen, die auf der Grundlage des LwAnpG 1991 erfolgten, die Vermögens-

personifizierung nicht dem Gesetz entsprach. 

Eine rechtmªÇige Vermºgensauseinandersetzung war der groÇe Ausnahmefall.ñ 
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Å ĂUnsere Studie belegt somit, was viele Insider schon immer vermutet haben: Die an 

die ausscheidungswilligen LPG-Mitglieder zu leistenden Abfindungen wurden in der 

Mehrzahl zu niedrig festgesetzt.ñ 

 

Å ĂDas Recht soll nicht der Macht dienen, sondern die Macht kontrollieren.ñ 

ñDas gilt nicht nur f¿r die politische Macht, sondern auch f¿r die wirtschaftliche 

Macht. Gesetze, die nicht befolgt werden, haben die gleiche Wirkung wie rechtsfreie 

Räume: Der Mächtige nimmt sich, was er will und kriegen kann. Die LPG-Nachfolger 

haben sich im Ergebnis genauso eigennützig verhalten wie die Vorstände großer Akti-

engesellschaften, die heute auch häufig nicht mehr zwischen einer angemessenen Ver-

g¿tung ihrer Tªtigkeit und grenzenloser Selbstbedienung unterscheiden kºnnen.ñ 

 

Å Die Zielsetzung des LwAnpG (§ 3), nämlich die Schaffung einer vielfältig strukt u-

rierten und in jeder Hinsicht leistungsfähigen Landwirtschaft konnte nicht erreicht 

werden. 

 

Dieser letzte Punkt ist Ergebnis der neuen Studie, die 2011 im Auftrag des Bauernbundes und 

unterstützt durch die Landwirtschaftliche Rentenbank von Prof. Dr. Walter Bayer aktualisiert 

und ergänzt wurde. 

 

 

2. Zusammenstellung der wichtigsten Ergebnisse des DFG-Forschungsprojektes der 

Friedrich -Schiller-Universität Jena 

 

Die LPG-Umwandlungen in der Nachwendezeit waren weitgehend fehlerhaft und entsprachen 

nicht den gesetzlichen Vorgaben. Zentrale umwandlungsrechtliche Grundsätze wurden ver-

letzt. Es mangelte z.B. verbreitet an einer den gesetzlichen Anforderungen entsprechenden 

Information der Mitglieder oder den notwendigen Beschlussanforderungen. 

Die meisten der vorgefundenen Fehler berechtigten nur zur Anfechtung der rechtswidrigen 

Umwandlungsbeschlüsse. Aufgrund unklarer bzw. fehlender gesetzlicher Vorgaben zur 

Beschlussmängelklage bei LPG-Umwandlungen ist dies jedoch meist unterblieben. 

11 % der insgesamt 1.719 LPG-Umwandlungen waren aufgrund von Verstößen gegen den 

Grundsatz der Mitgliederidentität oder den numerus clausus des LwAnpG jedoch so schwer-

wiegend mangelhaft, dass sie trotz Registereintragung als rechtsunwirksam zu betrachten 

sind. Die dadurch im Ergebnis nicht umgewandelten LPG bestanden (weitgehend unerkannt) 

als LPG i.L. weiter. Ihr LPG-Vermögen ist nicht rechtswirksam auf den Scheinnachfolger 

übergegangen. 

Fehlerhaft waren die LPG-Umwandlungen vor allem im Hinblick auf die Vermögensausei-

nandersetzungen. Bei kaum einer der von der Friedrich-Schiller-Universität Jena untersuch-

ten Vermögensauseinandersetzungen wurden die Vorgaben des LwAnpG eingehalten. Viele 

LPG-Mitglieder mussten bei ihrem Ausscheiden teils beträchtliche finanzielle Verluste erlei-

den. 

 

Auf ganzer Linie versagt hat die registergerichtliche Kontrolle der LPG-Umwandlungen. 

Umwandlungen wurden ohne Vorliegen der vollständigen Antragsunterlagen und selbst bei 

Vorliegen schwerster Rechtsmängel von offensichtlich unerfahrenen und unter Zeitdruck 

stehenden Registerrichtern bzw. Rechtspflegern eingetragen. 

Gewinner der rechtswidrigen LPG-Umwandlungen waren die LPG-Nachfolgebetriebe, 

Verlierer die ausgeschiedenen bzw. ausscheidungswilligen Mitglieder, die eine systematische 

Benachteiligung erfuhren. Die LPG-Nachfolgeunternehmen bereicherten sich letztlich durch 
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Expropriation der ausscheidungswilligen LPG-Mitglieder. Aufgrund der Bereicherungsge-

winne konnten zusätzliche ï jedoch unberechtigte ï Wettbewerbsvorteile erzielt werden.  

 

Wiedereinrichtern fehlte dagegen der ihnen zustehende volle Abfindungsbetrag zum Aufbau 

einer eigenen landwirtschaftlichen Existenz. Von einer echten Chancengleichheit zwischen 

LPG-Nachfolgern und Wiedereinrichtern kann daher nicht die Rede sein. Diese Wettbe-

werbsverzerrung konnte nicht ohne Auswirkungen auf die Struktur der ostdeutschen Land-

wirtschaft bleiben. Ergebnisse dessen sind ein unverhältnismäßig hoher Anteil an industriali-

sierter Landwirtschaft (deren Unternehmen i.d.R. rechtlich als juristische Personen organisiert 

sind) auf der einen Seite und ein nur wenig ausgeprägter Anteil von kleinen und mittleren 

bäuerlichen Betrieben auf der anderen Seite. 

Kleinbäuerliche Strukturen mit all ihren sozialen und ökologischen Vorteilen konnten sich auf 

dem Gebiet der neuen Bundesländer nicht ausreichend entwickeln. Indes wurden die in der 

ehemaligen DDR gewachsenen großagrarischen Strukturen weitgehend perpetuiert, die sie 

tragenden personellen Verflechtungen bestanden oftmals fort (Stichwort: ĂRote Baroneñ). 

Die Zielsetzung des LwAnpG (§ 3), nämlich die Schaffung einer vielfältig strukturierten 

und in jeder Hinsicht leistungsfähigen Landwirtschaft konnte nicht erreicht werden. 

 

 

3. Zusammenfassung aus dem Gutachten ĂLPG-Umwandlungen im Land Bran-

denburgñ von Januar 2012 

 

In den Jahren 1990/1991 wurden in Brandenburg auf Grundlage des Landwirtschaftsanpas-

sungsgesetzes mehr als 350 LPGen in gesamtdeutsche Rechtsformen überführt. Entstanden 

sind dabei 248 eingetragene Genossenschaften, 99 Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

und 18 GmbH & Co. KG. 

Die LPG-Umwandlungen wurden in Brandenburg regelmäßig mit großer Mehrheit der LPG-

Mitglieder (inkl. Landeinbringer) oder sogar einstimmig beschlossen. 

Bereits im Vorfeld oder in unmittelbarer Verbindung mit den eigentlichen LPGUmwandlun-

gen kam es verbreitet zu Zusammenschlüssen von zuletzt getrennten LPG (P) und LPG (T). 

Die LPG-Umwandlungen in Brandenburg fanden unter großem zeitlichen Druck statt. Land-

wirtschaftliche Produktionsgenossenschaften, die nicht bis 31.12.1991 in eine neue Rechts-

form überführt werden konnten, galten von Gesetzes wegen als aufgelöst und mussten liqui-

diert werden. Der hohe zeitliche Druck, aber auch die mangelnden Erfahrungen mit den LPG-

spezifischen Umwandlungsvorschriften waren für die Jahre 1990/91 prägend. 

 

Fast jede LPG-Umwandlung in Brandenburg war mit Fehlern behaftet. Rund 11 % 

der Umwandlungen waren mit derart schweren Mängeln behaftet, dass sie auf Grundlage der 

relevanten Rechtsprechung des BGH als unwirksam zu qualifizieren sind. Bei diesen Fällen 

handelt es sich im Wesentlichen um unzulässige Ă¿bertragende Umwandlungenñ und Verstö-

ße gegen das Prinzip der Identität der Mitgliedschaften. Nicht jede dieser unwirksamen Um-

wandlungen ist bis heute auch gerichtlich festgestellt worden, so dass einige LPGen nach wie 

vor als in Auflösung befindlich fortbestehen, obwohl sie formal aus dem Register gelöscht 

sind. Die vermeintlichen LPG-Rechtsnachfolger sind lediglich Scheinnachfolger, auf 

die das LPG-Vermögen nicht wirksam übergegangen ist. 

 

Auch in der jüngeren Zeit haben LPG-Nachfolgeunternehmen in Brandenburg erneut ihre 

Rechtsform gewechselt. Solche ĂNachumwandlungenñ geschahen häufig bei eingetragenen 

Genossenschaften, die in eine GmbH umgewandelt worden sind. Darüber hinaus sind noch 

einige LPGen aus Brandenburg als in Liquidation befindlich im Register eingetragen. 
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Flächendeckend missachtet wurden in Brandenburg ï wie auch in den anderen neuen Bundes-

ländern ï die gesetzlichen Vorgaben zur Vermögensauseinandersetzung und zur Ermittlung 

der Abfindung für ausscheidungswillige (ehemalige) LPG-Mitglieder. Insbesondere wurden 

Teile des LPG-Eigenkapitals durch überhöhte Rücklagenbildung der Vermögensverteilung 

entzogen. Die Rücklagenbildung mag zwar dem Bestandsinteresse der LPGNachfolger ge-

dient haben, hat jedoch in gesetzwidriger Weise ausscheidungswillige Mitglieder, vor allem 

Wiedereinrichter, benachteiligt und diese um Teile der ihnen zustehenden Abfindungen ge-

bracht. Im Registergerichtsbezirk Potsdam waren mindestens 67,3 % der Vermögensausei-

nandersetzungen, die auf Grundlage des LwAnpG 1991 erfolgten, fehlerhaft. Lediglich 1,9 % 

entsprachen den gesetzlichen Vorgaben. Für 30,8 % der Vermögensauseinandersetzungen 

lagen keine ausreichenden Daten für eine externe Auswertung vor. Beachtet werden muss 

jedoch auch, dass es mitunter im Nachhinein zu Nachbesserungen bei den Abfindungsleistun-

gen für ausscheidungswillige Mitglieder gekommen ist, sei es aufgrund freiwilliger Vereinba-

rung oder aber nach Abschluss eines Gerichtsverfahrens. Dafür, dass es jedoch verbreitet zu 

angemessenen Nachbesserungen gekommen ist, liegen keine Anhaltspunkte vor.
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2. Agrarstrukturelle Analyse 
 

2.1 Entwicklung der Produktionskostenstruktur in landwirtschaftlichen  

Betrieben   
 

2.1.1 Entwicklung der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise und der Betriebsmittelpreise in 

den letzten fünf  Wirtschaftsjahren  

 

Landwirtschaftliche Erzeugerpreise  

(Angaben in Preisindizes: auf der Basis des Jahres 2005 = 100) 

 

 
2005/06 2006/07 2007/08 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 

Getreide 83,5 105,6 174,7 124,5 156,7 184,9 200,7 241 

Speisekartoffeln 204,9 434,1 248,7 200,2 155,7 204,6 139 191,8 

Zuckerrüben 98,7 98,7 78,3 78,3 70 70 96,1   

Milch 90,8 93,1 124 92,9 109,4 120,2 123,5 121,1 

 

 
 

 

Landwirtschaftliche Betriebsmittelpreise  

(Angaben in Preisindizes: auf der Basis des Jahres 2005 = 100) 

 

 
2005/06 2006/07 2007/08 2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 

Saat- und Pflanzgut 102,9 110,3 132,1 132,4 116,7 127,3 145,8 150,2 

Energie- u. Schmier- 
stoffe 138,1 139,5 152,1 154,4 117,4 124,6 136,5 139,7 

Düngemittel 128,3 138,4 183,8 330,9 156 163,3 188,9 198,4 

Pflanzenschutzmittel 89,9 95 95,3 96,9 105,5 109,4 110,7 112,9 

Futtermittel 98,2 106,7 145,5 135,4 137,4 161,9 171 203,6 

Instandhaltung Maschi-
nen 104,4 111,8   118,9 124,2 120,3 123,2 125,3 
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Vergleich der Erzeuger- und Betriebsmittelpreise  

(Angaben in Preisindizes: auf der Basis des Jahres 2005 = 100) 

 

 
 
Quelle: Statist. Bundesamt: Preisindizes für die Land- und Forstwirtschaft; 09/2013 

 

 

Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass die Erzeugerpreise den votilen Märkten mit star-

ken Schwankungen unterliegen, während die Produktionskosten eine stetige Steigerung do-

kumentieren. 

Das Sinken der Betriebsmittelpreise ab 2008/2009 ist nicht mit geringeren Kosten zu begrün-

den, sondern damit, dass die Bauern sehr zurückhaltend und sparsam mit der Grunddün-

gung umgegangen sind. (Wegen der hohen Kosten.) 
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Preisentwicklung über 10 Jahre anhand eines Bespielbetriebes aus Sachsen-Anhalt  - Süd 

 

  
 

 

 

 

 

 

 

Der Lebensmittelhandel begründet die Preissteigerungen bei Lebensmitteln mit den gestiegenen 

Erzeugerpreisen und der Verknappung auf den Weltmärkten. 

 

 

2.1.2 Geringer Anteil der Rohstoffkosten an den Verbraucherpreisen 

 

Der Lebensmittelhandel begründet die Preissteigerungen bei Lebensmitteln mit den gestiegenen 

Erzeugerpreisen und der Verknappung auf den Weltmärkten. 

 

Der Anteil der Verkaufspreise bei Lebensmitteln, der an den Landwirt als Erzeugerpreis geht, ist 

meist sehr gering. Bei Brot beträgt er 3,5 %, bei Kartoffeln 15 % und bei Gemüse 33 % - 37 %. Den 

größten Teil der Lebensmittelpreise machen die Weiterverarbeitung und der Handel aus. (z.B. 

Energie-, Lager-, Transport- und Personalkosten) 

Gerade bei verarbeiteten Produkten sind diese Einflussfaktoren wesentlich größer als steigende oder 

sinkende Preise für Agrarrohstoffe. 

 

Nach den aktuell für das Kalenderjahr 2012 durchgeführten Kalkulationen des Thünen-Institutes-

Braunschweig, Dr. Heinz Wendt erhalten die Landwirte ein Viertel der Verbraucherausgaben für 

Nahrungsmittel; der Rest entfällt auf die Verarbeitung und Vermarktung. Abzuwarten bleibt laut 

Wendt, wie lange die Abkopplung vom langfristigen Trend rückläufiger Erzeugeranteile anhält. In 

vier Produktbereichen war seinen Angaben zufolge die Anteilsentwicklung im Jahr 2012 rückläufig. 

Lediglich bei Fleisch sei der Erzeugeranteil gestiegen. Langfristig seien die Erzeugeranteile rück-

läufig. Dafür nennt der Wissenschaftler verschiedene Gründe. Wesentlichen Einfluss hätten die 
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ü Die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise hinken deutlich hinter den Be-

triebsmittelpreisen hinterher, was unmittelbaren negativen Einfluss auf das  

Betriebsergebnis haben muss. 
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fortschreitende volkswirtschaftlichen Arbeitsteilung, eine zunehmende Differenzierung der Ver-

braucherwünsche sowie eine vermehrte Nachfrage nach komplementären Sach- und Dienstleistun-

gen. Demzufolge sei der Anteil der Erzeugerlöse an den Verbraucherausgaben von rund 50 % An-

fang der siebziger Jahre auf nunmehr etwa 25 % zurückgegangen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


